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INFLATIONSAUSGLEICHSPRÄMIE

Wirksame Entlastung
Fast 26 Millionen Beschäftigte haben mehr als 52 Milliarden Euro als Inflationsausgleich  
erhalten. Das hat die Wirtschaft stabilisiert und die Sorgen der Menschen verringert.

Um die wirtschaftlichen Folgen des Ukrainekriegs abzu-
federn, hatte die Bundesregierung im Herbst 2022 Unter-
nehmen die Möglichkeit eingeräumt, ihren Beschäftigten 
bis Ende 2024 bis zu 3000 Euro steuer- und abgabenfrei 
zusätzlich zum Lohn auszuzahlen. Ziel war es, angesichts 
der Rekordinflation die Kaufkraft zu stabilisieren, ohne eine 
Preis-Lohn-Spirale in Gang zu setzen. Laut einer Studie des 
IMK ist das tatsächlich gelungen: „Zusammenfassend lässt 
sich festhalten, dass die Inflationsausgleichsprämie ei-
nen relevanten Beitrag zur finanziellen Entlastung vieler Be-
schäftigter, zur Stabilisierung der Kaufkraft in Deutschland, 
zur Begrenzung des Kostendrucks durch Zweitrundeneffek-
te bei den Löhnen und zur Verbesserung des Vertrauens in 
politische Institutionen in der Hochinflationsphase 2022 bis 
2023 geleistet hat“, schreiben der IMK-Forscher Jan Behrin-
ger und IMK-Direktor Sebastian 
Dullien. Gesamtwirtschaftlich 
entspreche die fiskalische Ent-
lastung durch die Prämie etwa 
einem Prozent des Bruttoinland-
sprodukts, die Lohnstückkosten 
seien um rund 1,5 Prozent ge-
senkt worden.

Für ihre Untersuchung ha-
ben die Ökonomen eine reprä-
sentative Befragung von rund 
9600 Personen ausgewertet, 
die im Januar und Februar die-
ses Jahres im Auftrag des IMK 
durchgeführt worden ist. 69 
Prozent der befragten sozial-
versicherungspflichtig  Beschäf-
tigten geben an, dass sie seit 
Herbst 2022 mindestens einmal 
eine Inflationsausgleichsprämie 
bekommen haben, im Schnitt 
wurden ihnen insgesamt 1953 Euro gezahlt. Hochgerech-
net auf alle sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in 
Deutschland ergäbe das mit Beamtinnen und Beamten 
25,8 Millionen Begünstigte, die insgesamt 52,5 Milliarden 
Euro erhalten haben.

Erheblichen Einfluss auf die Zusatzzahlung hat der Ana-
lyse zufolge unter anderem die Tarifbindung: Von den Be-
schäftigten mit Tarifvertrag bekamen 77 Prozent mindestens 
eine Inflationsausgleichsprämie, wobei die Auszahlungs-
summe bei Vollzeit durchschnittlich 2272 Euro betrug. Ohne 
Tarif beträgt die Quote 61 Prozent und die Summe im Schnitt 
1838 Euro. Auch Mitbestimmung spielt eine Rolle: Während 
77 Prozent der Beschäftigten mit Betriebs- oder Personalrat 
eine Prämie ausgezahlt wurde, sind es bei denjenigen ohne 
eine solche Vertretung 59 Prozent. Erstere haben im Schnitt 
2225 Euro bekommen, Letztere 1822 Euro. 

In der Einkommenspyramide haben die oberen Etagen 
häufiger profitiert: In der Gruppe ab 4500 Euro Haushalts-
nettoeinkommen beträgt der Anteil 77 Prozent, in der 
Gruppe bis unter 2000 Euro hingegen 50 Prozent. Auch 
bei der absoluten Höhe liegen die Einkommensstarken mit 
2356 Euro vor den Geringverdienenden mit 1398 Euro. Ge-
schlechterunterschiede gibt es bei der Verbreitung nicht, 
allerdings rund 10 Prozent Vorsprung der Männer bei der 
Höhe – was unter anderem daran liegen dürfte, dass Frau-
en häufiger in Betrieben ohne Mitbestimmung und Tarif 
oder in Branchen arbeiten, in denen die Prämien generell 
niedriger ausfielen.

Bei denjenigen, denen eine Sonderzahlung zuteil wur-
de, lässt sich ein klarer Effekt feststellen: „Unsere Umfra-
ge liefert Hinweise, dass die Inflationsausgleichsprämie 

die finanziellen Auswirkungen der hohen Inflation bei vie-
len Haushalten abmildern konnte“, so Behringer und Dulli-
en. Rund zwei Drittel der Begünstigten gaben an, dass die 
Prämie für ihren Haushalt eine mittlere oder große finanzi-
elle Entlastung darstellt. Das wirkt sich offenbar auch auf 
die Zuversicht aus: Befragte ohne Inflationsausgleichsprä-
mie machen sich zu 45 Prozent große Sorgen um die all-
gemeine wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland und 
zu 40 Prozent um die eigene Situation, diejenigen mit Prä-
mie nur zu 41 beziehungsweise 30 Prozent. Die Entwick-
lung der Lebenshaltungskosten betrachten mehr als die 
Hälfte derjenigen, die leer ausgegangen sind, mit großer 
Sorge, bei den Begünstigten nur 42 Prozent. Eine Folge: 42 
Prozent der Befragten ohne Prämie haben überhaupt kein 
Vertrauen in die Regierung, bei den Befragten mit Prämie 
rund ein Drittel. 

202420232022

20,2
Milliarden €

Gesamtsumme*

49,8 %

17,9

45,5 %

14,4

20,6 %

Milliarden als Ausgleich
Eine Inflationsausgleichsprämie erhielten von den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ...

* inklusive Beamtinnen und Beamten; Quelle: IMK 2024



Böckler	Impuls  ·  12/2024  ·  Seite 5

„Insgesamt deuten die Ergebnisse darauf hin, 
dass die finanzielle Entlastung durch die Inflati-
onsausgleichsprämie dazu beigetragen hat, die 
Sorgen der Beschäftigten hinsichtlich ihrer wirt-
schaftlichen Situation sowie der Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten zu mindern. Zudem 
scheint die Maßnahme das Vertrauen der Men-
schen in die Handlungsfähigkeit des Staates und 
der Regierung etwas verbessert zu haben, was 
sich auch in geringeren Inflationserwartungen 
widerspiegelt. Dabei dürfte auch eine Rolle spie-
len, dass Beschäftigte mit geringen Einkommen 
von dieser pauschalen Sonderzahlung zumindest 
prozentual stärker als Beschäftigte mit hohen 
Einkommen und gerade untere und mittlere Ein-
kommensgruppen durch die gestiegenen Kosten 
für Energie und Lebensmittel finanziell besonders 
stark belastet waren“, erklären die IMK-Forscher.

Die Kauflaune hat sich dadurch stabilisiert: 
Bei allen abgefragten Konsumkategorien hat-
ten die Befragten mit Prämie seltener vor, sich 
künftig einzuschränken. Besonders stark war 
der positive Effekt bei Reisen und Urlaub, Frei-
zeit, Unterhaltung und Kultur, Gaststätten- und 
Restaurantbesuchen sowie bei Wohnungsin-
standhaltung. In diesen Kategorien ist der An-
teil der Befragten, die sich einschränken wollen, 
um sieben bis elf Prozentpunkte niedriger, wenn 
sie eine Entlastung erhielten. „Die Inflationsaus-
gleichsprämie dürfte die Konsumnachfrage da-
bei einerseits direkt über die Erweiterung der fi-
nanziellen Spielräume der Privathaushalte und 
andererseits indirekt über ihre dämpfende Wir-
kung auf die Inflationserwartungen und die Re-
duktion der Unsicherheit beeinflusst haben“, er-
klären die Autoren. 

Die gezahlten Summen seien tatsächlich „ge-
samtwirtschaftlich relevant“ gewesen, heißt es 
in der Studie. In den Jahren 2022 und 2023 ent-
sprachen sie jeweils 1,8 und 1,5 Prozent der Net-
tolöhne. Auch die Auswirkung auf den Fiskus 
– und spiegelbildlich die Entlastung von Unter-
nehmen und Beschäftigten – war erheblich: Den 
Schätzungen des IMK zufolge hätte der Staat 
33 Milliarden Euro mehr eingenommen, wenn 
die Beschäftigten statt der Inflationsausgleich-
sprämie steuer- und abgabenpflichtige Zahlun-
gen in gleicher Höhe bekommen hätten. Wenn 
die Löhne so weit erhöht worden wären, dass 
die Beschäftigten netto dasselbe wie mit den Prämien er-
halten hätten, wären es 58,1 Milliarden mehr gewesen. 
Zum Vergleich: Die Energiepreisbremsen dürften den Staat 
etwa 40 Milliarden Euro gekostet haben. Um den gleichen 
Nettoeinkommenseffekt ohne Steuer- und Abgabenfreiheit 
zu erreichen, wären die Arbeitskosten um rund 68 Milliar-
den Euro zusätzlich gestiegen. Das heißt: Die Lohnstück-
kosten waren dank der Inflationsausgleichsprämie in den 
Jahren seit 2022 rund 1,5 Prozent niedriger. Die Ergebnisse 
zeigen, dass eine konzertierte Aktion von Staat, Gewerk-
schaften und Arbeitgebern externe Schocks abfedern und 

die Wirtschaft stabilisieren kann, so die IMK-Forscher. Ein-
ziges Manko der Inflationsausgleichsprämien: Als Einmal-
zahlung läuft ihr Effekt zum Jahresende aus. „Die Tarifpar-
teien sind jetzt gefragt, für Lohnerhöhungen zu sorgen, die 
die Kaufkraft auch ohne weitere Inflationsausgleichsprä-
mien stärken“, sagt IMK-Direktor Dullien. „Denn ohne ein 
spürbares Wachstum des privaten Konsums wird die deut-
sche Wirtschaft sich nicht aus der aktuellen Stagnation 
befreien können.“<
Quelle: Jan Behringer, Sebastian Dullien: Inflationsausgleichsprämie erhöht Einkommen  
von 26 Millionen Beschäftigten um 52 Milliarden Euro, IMK Policy Brief Nr. 171, Juli 2024
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